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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen
Verfassungsfragen

Parmi les cantons ayant entamé une procédure de revision totale de la Constitution,
seule I'Argovie a fait un pas en avant: parallelement a I'élection du Grand Conseil, le
canton a désigné une Constituante. L'éligibilité n'étant pas restreinte, on y trouve 42.5
pour cent de fonctionnaires d'Etat, dont un membre du gouvernement. '

Neben den Arbeiten an einer neuen Bundesverfassung sind in den letzten Jahren auch
Totalrevisionsbestrebungen in mehreren Kantonen zu verzeichnen. Es hat sich jedoch
gezeigt, dass ohne eine ausserordentliche Politisierung, wie sie der Jurakonflikt zu
erzeugen vermochte, solche Initiativen auf steinigen Boden fallen. So erlitt ein erstes
Reformwerk im Aargau, des zu Beginn des Jahrzehnts an die Hand genommen und 1978
nach mehr als funfjahriger Tatigkeit eines Verfassungsrates abstimmungsreif geworden
war, eine empfindliche Niederlage, die auch auf die eidgendssischen
Revisionsbemuhungen zurlckwirkte. Die Aargauer Verfassungsvorlage enthielt neben
einem ausgebauten Grundrechtekatalog ~ namentlich  eine Klarung  des
Gesetzgebungsprozesses, indem sie die gesetzgeberischen Kompetenzen des Kantons
abschliessend aufzahlte und durch die Abschaffung der Parlamentsdekrete der
Umgehung des Volksentscheids einen Riegel schob. Dafur reduzierte sie das
obligatorische Gesetzes- und Finanzreferendum auf ein fakultatives. Obwohl die
meisten Parteien - mit Ausnahme von SVP und Nationaler Aktion - der Vorlage
zustimmten, scheiterte sie, wobei eine bedrickende Stimmabstinenz und das
Unbehagen Uber einen Abbau der Volksrechte zusammenwirkten. Mit hauchdlnner
Mehrheit wurde dann Ende des Jahres immerhin die Fortfihrung der Verfassungsarbeit
gutgeheissen. Weitere Revisionsunternehmungen sind in Baselland, Solothurn und
Thurgau in Gang gekommen. Wahrend man die Baselbieter ohne vorgangige Befragung
gleich einen Verfassungsrat wahlen liess, sucht man in Solothurn nach einem Verfahren,
das durch einen friheren Einbezug der Stimmblrger der Gefahr eines
Scherbenhaufens vorbeugen soll. 2

Auch zahlreiche Kantonsverfassungen werden heutigen Gegebenheiten angepasst. So
trat im Aargau anfangs 1982 eine neue Verfassung in Kraft. Dagegen lehnten in Genf die
Stimmblrger und in Basel-Stadt der Regierungsrat fir den jetzigen Zeitpunkt eine
Gesamterneuerung ab. In Graubinden winschte der Grosse Rat zwar eine
Totalrevision, aber nur in der unverbindlichen Form eines Postulates und ohne zeitliche
Bindungen. Im Tessin erarbeitete eine Expertenkommission neue Verfassungsartikel,
wahrend in Uri ein Verfassungsrat vorerst «Mangellisten» flir das bisher Gultige
zusammentrug und in Glarus ein umfangreicher Kommentar zum bereits friher
publizierten Verfassungsprojekt einer vorberatenden Kommission erschien. Die
augenfalligsten Fortschritte erreichten 1982 zwei Stdnde der Nordwestschweiz: Der
Baselbieter Verfassungsrat schickte das Ergebnis seiner Debatten in die
Vernehmlassung, an der sich alle Einwohner des Kantons beteiligen kénnen. Der
Solothuner Verfassungsrat hofft, bis Mitte 1984 ungefahr gleich weit zu sein mit seinen
Vorarbeiten. Seine Sitzungen wie auch die seiner Kommissionen sind 6ffentlich. Zudem
warb er mit einer populdr aufgemachten «Verfassigs-Zytig» in weiten Kreisen fir seine
Anliegen, was da und dort als staatliche Propaganda kritisiert wurde. Uber wichtige
Einzelfragen soll im Kanton Solothurn der Souveran Zwischenentscheide fallen, zum
Beispiel Uber die Wiinschbarkeit eines Ombudsmannes. *

In der Sommersession genehmigte der Stadnderat sowohl die Totalrevision der
Ausserrhoder Verfassung wie die Verfassungsanderungen in den Kantonen Ziirich,
Luzern, Glarus, Schaffhausen, Appenzell Innerrhoden, Aargau, Genf und Jura. Der
Nationalrat folgte ihm darin im Herbst. *
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Als Zweitrat genehmigte auch der Nationalrat die am 14. Dezember 1997 vom Volk
angenommene totalrevidierte Verfassung des Kantons Tessin. Die Bundesversammlung
hiess im Berichtsjahr ferner die teilrevidierten Verfassungen der Kantone Luzern,
Nidwalden, Glarus, Basel-Land, Schaffhausen, Appenzell Ausserrhoden, Graublnden
und Aargau und spater auch noch diejenigen von Zurich, Obwalden, Solothurn, Waadt
und Genf gut. ®

Das nationale Parlament hiess Teilrevisionen der Verfassungen der Kantone Zirich,
Basel-Stadt, Basel-Land, Schaffhausen, Aargau, Thurgau, Wallis, Genf und Jura gut.
Dabei wurde, dies eine Seltenheit, im Fall der Genfer Verfassung auch materiell zu einer
Neuerung Stellung genommen: Der Aargauer Stédnderat Reimann (svp) gab seinem
Erstaunen dartber Ausdruck, dass sich der Kanton Genf den Verfassungsauftrag
gegeben hat, mit seinen Staatsbetrieben auf dem liberalisierten
Telekommunikationsmarkt aktiv zu werden. In der Herbstsession wurden auch
Verfassungsteilrevisionen der Kantone Nidwalden, Basel-Land, Thurgau und Genf
sanktioniert.
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